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Das Andere Davos 2007: global prekär?! 
Wie aus Menschen 


Wegwerfbeschäftigte werden 


Mit der Organisation der in- 
ternationalen Konferenz Das 
Andere Davos am 19. Januar 
2007 in Zürich beteiligt sich 
attac schweiz an den Protesten 
und Gegenveranstaltungen ge- 
gen das Weltwirtschaftsforum 
(WEF) in Davos. Auch dieses 
Jahr geht es darum, Kämpfe 
sichtbar zu machen und Alter- 
nativen aufzuzeigen, die nicht 
auf Profit für eine kleine Min- 
derheit basieren. Angesichts der 
Ausbreitung von Elend, Unge- 
rechtigkeit und Krieg suchen 
wir zusammen mit den einge- 
ladenen RednerInnen nach An- 
sätzen für eine mögliche, aber 
auch dringend nötige andere 
Welt. 

Die Anti-WEF-Bewegung ist seit 
Jahren mit einer systematischen 
Kriminalisierung und Repressi- 
on durch den Staat konfrontiert. 
2005 wurde durch unerfüllbare 
behördliche Auflagen - statt einer 
Demonstration in Bern wäre nur 


eine Platzkundgebung in einem 
Gitter auf dem Bundesplatz be- 
willigt worden, usw. - der bisher 
letzte Versuch verhindert, eine 
gesamtschweizerische Demonst- 
ration zu organisieren. Stattdes- 
sen wurde ein grosser, bunter Ak- 
tionstag In Bern durchgeführt, der 
durchaus auf Resonanz gestossen 
ist. 2006 konnte gegen das WEF 
noch ein dezentraler Aktionstag 
in einigen Städten durchgeführt 
werden. Zudem ist es gelungen, in 
Basel eine regionale Demonstrati- 
on zu organisieren. Für 2007 sind 
Aktionen in Davos geplant und 
ein lokales Bündnis organisiert 
wieder eine Demo in Basel, bei- 
des am Samstag, den 27. Januar 
2007. Zuvor findet in Bern am 13. 
Januar 2007 die traditionelle Tour 
de Lorraine statt. Aufrufe und In- 
fos zu diesen verschiedenen Akti- 
onen sind in dieser Nummer von 
attactuell abgedruckt. 


Insgesamt ist die zunehmende 


Repression gegen die Anti-WEF- 
Bewegung ein grosses Thema. Die 
schlechten Erfahrungen der letz- 
ten Jahre - stundenlange Sperren 
auf den Bahnsteigen und Tränen- 
gasangriff im Bahnhof Landquart, 
Armeeeinsatz in Davos, Schleu- 
sensystem mit Durchsuchung in 
Fideris, Gewaltanwendung gegen 
und Fichierung von etwa 1000 
Demonstrantlinnen in einer Land- 
quarter Tiefgarage, Personenkon- 
trolle und Fichierung im Vorfeld 
von Demonstrationen, «präventi- 
ve» Verhaftungen insbesondere in 
Basel - zeigen, dass der Bundesrat 
beim WEF keine demokratische 
Äusserung des Protests auf der 
Strasse dulden will. Das Ziel der 
Regierung ist klar, die Bewegung 
gegen das WEF soll mundtot ge- 
macht werden. Den Behörden ist 
es aber nicht gelungen, die Men- 
schen davon zu überzeugen, dass 
die Politik, die am WEF propagiert 
wird, die beste und vor allem die 
einzig mögliche darstellt. Die Le- 


gitimität der Kritik konnte bislang 
nicht zerstört werden. 


Umso wichtiger ist es, den Protest 
gegen das WEF aufrechtzuerhal- 
ten, denn seit dem Entstehen der 
globalisierungskritischen Bewe- 
gung um die Jahrtausendwende 
hat sich die Politik der Mächtigen 
dieser Welt nicht zum Besseren 
gewendet, und es ist bisher auch 
nicht gelungen, die Kräfteverhält- 
nisse zu unseren Gunsten zu be- 
einflussen. In diesem Zusammen- 
hang war und ist der Irakkrieg, 
der trotz Protesten von Millionen 
von Menschen in der ganzen Welt 
nicht verhindert werden konnte, 
auch eine Machtdemonstration 
an die Adresse der Bevölkerung, 
und wirkt(e) auf viele engagierte 
Menschen entmutigend. Dennoch 
gibt es immer wieder Ansätze von 
Widerstand, und das Bewusstsein, 
dass «es anders gehen müsste», ist 


nicht verschwunden. 
>>> 





>>> 


Am Anderen Davos 2007 greifen 
wir die Zusammenhänge zwischen 
dem globalen Markt, der Konkur- 
renz unter den Lohnabhängigen, 
dem Lohn- und Sozialdumping, 
der Prekarisierung sowie der Re- 
pression gegen die Migrantinnen 
auf. Denn immer mehr Menschen 
werden heute zu «Wegwerfbe- 
schäftigten» gemacht. Unsere 
Lebensbedingungen werden im- 
mer prekärer, d.h. unsicherer. Ins- 
besondere Migrantinnen sind mit 
zunehmend brutalen Lebens- und 
Arbeitssituationen konfrontiert. 
Gleichzeitig steigt damit der Druck 
auf alle in- und ausländischen 
Lohnabhängigen. Am Anderen 
Davos wollen wir aufzeigen, wie 
durch die globale Standortkon- 
kurrenz Lohn- und Sozialdumping 
durchgesetzt werden. 


Unsere RednerInnen beleuch- 
ten die Themen Migration und 
Prekarität aus verschiedenen 
Perspektiven. Bridget Anderson 
präsentiert ihre Recherchen über 
illegalisierte Hausarbeiterinnen 
in europäischen Privathaushal- 
ten. Mag Wompel, Redaktorin 
LabourNet Germany, geht auf 
die zunehmende Prekarität und 
auf mögliche Widerstandformen 
ein. Marc Bernardot spricht über 
das «Europa der Lagen, die men- 
schenverachtende Lagerhaltung 


von immer mehr MigrantInnen in 
und um Europa. Als Vertreter der 
LandarbeiterInnen in der andalu- 
sischen Früchte- und Gemüsepro- 
duktion wird Spitou Mendy über 
die Ansätze zur Selbstorganisation 
der illegalisierten Beschäftigten 


FEI 


in der Landwirtschaft berichten. 
Auch die Haltung der Schweiz im 
Umgang mit MigrantInnen wird 
ein Thema sein. 


Im Rahmen des Anderen Davos 
findet auch ein vorbereitender 
Workshop zu den Protesten gegen 
den G8-Gipfel vom Juni 2007 in 
Heiligendamm (D) statt. Zudem 
präsentieren wir die Ausstellung 
PALESTINE - LIFE UNDER ARREST 
mit Photos von Jakob Helbing, 
und den Film VOICES IN TRAN- 
SIT von Hanna Salzer und Philipp 
Hofmänner über Asylsuchende in 
der Schweiz. 


Initiiert von attac schweiz, wird 
diese internationale Konferenz 
jedes Jahr von einer Reihe von 
Organisationen und Netzwerken 
unterstützt. Die nächste Ausgabe 
des Anderen Davos soll wieder- 
um AktivistInnen der globalisie- 
rungskritischen Bewegung, der 
Antikriegsmobilisierungen, der 
Gewerkschaften und der Solida- 
ritätsbewegungen sowie Intellek- 
tuelle und Interessierte aus ver- 
schiedenen Ländern versammeln. 


Das Andere Davos findet am 
Freitag, 19. Januar um 20 Uhr 
im Jugendkulturhaus 

Dynamo in Zürich statt 
(Wasserwerkstrasse 21). 
Ausstellung und Film ab 17 
Uhr. Weitere Infos unter www. 
otherdavos.net. 





Nodemo ! Fotos S.1+2: germany.indymedia.org/2006/01/137435 


>>> 


eine Soziologie der Zwangs 


Am Anderen Davos soll auch die 
menschenverachtende Lager- 
haltung, die Migrantinnen in 
und um Europa angetan wird, 
thematisiert werden. Hierzu 
wird Marc Bernardot, verant- 
wortlich für den Schwerpunkt 
«Lager und Einsperrung von 
Ausländerinnen» beim wissen- 
schaftlichen Netzwerk Terra, 
sprechen. Wir publizieren hier 
Ausschnitte aus einer seiner 
Arbeiten zum Thema (Red.). 


Die Zwangsunterkunft bezeich- 
net Räume, die institutionell als 
Provisorium für Empfang und Be- 
hausung von Bevölkerungsgrup- 
pen vorgesehen sind, welche als 
unerwünscht und unnütz gelten. 
Diese Bevölkerungsgruppen wer- 
den ausgesondert, überwacht 
und um eigene Subsistenzmit- 
tel gebracht. Sie werden diesen 
Räumen entweder aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung oder in 
Ermangelung anderer Wohnmög- 
lichkeiten zugeordnet und finden 
sich in geschlossenen, abgetrenn- 
ten Örtlichkeiten verschiedener 
Ausprägung wieder. Diese Räume 
erlauben es den Behörden, Bevöl- 
kerungsgruppen, die sich in Be- 
wegung befinden, Abweichende, 
Flüchtlinge oder Migrantinnen 
zu versammeln und mit militäri- 
schen Techniken zu kontrollieren, 
und sie auf unbestimmte Zeit von 
der restlichen Bevölkerung abzu- 
sondern. 


Trotz der vielen Spielarten von 
Zwangsunterkunft gehen wir 
von einer Kohärenz und Konti- 
nuität dieser Behausungsformen 
und des Wissens um die damit 
verbundenen Verwaltungs- und 
Funktionsmechanismen aus. Die 
spezifischen Modalitäten der 
Zusammenfassung von Auslän- 
derlnnen oder marginalisierten 
Menschen, als Antwort auf Kri- 
sen- und Bedrohungssituationen, 
sind konkret während des Ersten 
Weltkriegs entstanden. Sie sind 
Teil des Prozesses der «Triviali- 
sierung» [Banalisierung], der sich 
in Friedenszeiten eingestellt hat 
und den wir die Militarisierung 
der sozialen Frage nennen. 


Der gesellschaftliche 


Wir konnten auf Grund von meh- 
reren sozialgeschichtlichen Ein- 
zeldarstellungen über Wohnfor- 
men zu verschiedenen Zeiten die 
Nutzungsart und die Verwaltung 
von Orten rekonstruieren, die in- 
folge einer Zweckentfremdung 
als Zwangsunterkünfte genutzt 
wurden. Diese Örtlichkeiten wei- 
sen verschiedene paradoxe Merk- 
male auf. Die Zwangsunterkunft 
bedeutet zunächst einmal eine 
gewollte, auf Dauer angelegte 
Notlösung, die die soziale und 
wirtschaftliche Prekarität verlän- 
gert. Die Zwangsunterkunft ist 
sozial und räumlich von der rest- 
lichen Gesellschaft abgeschieden, 
jedoch nie vollständig von der 
Aussenwelt abgeschnitten und es 
bestehen Verbindungen zur Ar- 
beitswelt. Zudem wird in diesen 
Räumen zur Norm, was eigent- 
lich ausserhalb der Norm steht, 
sowohl bezüglich Bausubstanz 
- in der Tat kann jeder Raum für 
die Funktion einer Zwangsun- 
terkunft umgebaut werden - als 
auch bezüglich Lebensbedingun- 
gen und Status der dort lebenden 
Menschen. Schliesslich lassen die 
Behörden solche Wohnformen 
entstehen, während sie gleich- 
zeitig eine strukturierte Raum- 
planung im Hinblick auf Hygie- 
ne, öffentliche Gesundheit und 
Integration betreiben. In unseren 
Augen ist der paradoxe Charakter 
der Situation nur ein scheinbarer, 
denn die Zwangsunterkunft ist 
eingebunden in den politischen 
Umgang mit den betroffenen 
Bevölkerungsgruppen: Einerseits 
werden sie einer «abstossenden» 
Umgebung zugeordnet, die ihnen 
ganz konkret vor Augen führt, 
dass sie unerwünscht sind, und 
anderseits ermöglicht diese Um- 
gebung verschiedene Prozesse 
der Identifikation und Ausdiffe- 
renzierung sowie Hierarchisie- 
rung verschiedener Identitäten. 


Der Begriff der «Zwangsunter- 
kunft» ist von heuristischem In- 
teresse |[d.h. ist wertvoll, weil er 
neue Einsichten und Interpretati- 
onen ermöglicht]. Damit können 
verschiedene Formen von Unter- 
bringung, Lagern, administrativen 


unterkunft >>> 


Haftstätten, Baracken, Kasernie- 
rung, Fabrikunterkünften, Transit- 
stellen, Arbeiterheimen und hu- 
manitären Zentren verglichen und 
analysiert werden, die sonst kaum 
oder gar nicht wissenschaftlich 
untersucht werden. Die Analyse 
kann somit kollektive Vorstel- 
lungen von Raum und Wohnen 
sowie die Raumprojektionen von 
Behörden sowie wirtschaftlichen 
und sozialen AkteurInnen heraus- 
arbeiten. Zudem können die ver- 
schiedenen Bevölkerungsgruppen, 
die diesen Räumen zugeordnet 
werden, soziologisch verglichen 
werden. So kann der übliche An- 
satz dekonstruiert werden, der 
diese Formen von prekärem Woh- 
nen oft als Not- und Übergangs- 
lösungen rechtfertigt. Denn im 
Unterschied zur Notunterkunft ist 
die Zwangsunterkunft keine vor- 
übergehende Antwort, verbun- 
den mit der Perspektive auf eine 
normale Unterbringung, sondern 
ein auf Dauer angelegtes Proviso- 
rium. Damit wird keineswegs die 
Integration oder Reintegration 
in die Gesellschaft gefördert. Im 
Gegenteil handelt es sich um eine 
Minimallösung zur Fernhaltung 
der betreffenden Bevölkerungs- 


gruppen. 


Die Zwangsunterkunft unter- 
scheidet sich von Slums, besetz- 
ten Häusern und generell von 


der illegalen oder tolerierten Be- 
setzung eines Areals oder eines 
Gebäudes, obwohl es Übergänge 
zwischen diesen Wohnformen 
und der Zwangsunterkunft ge- 
ben kann. Eine Genealogie dieser 
Räume ermöglicht ein besseres 
Verständnis von Formen von Un- 
terbringung, die Ähnlichkeiten 
mit der Zwangsunterkunft auf- 
weisen. Der seit mehreren Jahr- 
zehnten fortschreitende Aufbau 
von Empfangsstellen für Flücht- 
linge und Asylsuchende hat die 
Zunahme und Diversifikation von 
Formen und Status der Gebäude 
nicht verhindert, die für prekäres, 
nicht der Norm entsprechendes 
Wohnen genutzt werden und in 
denen das Recht auf eine unab- 
hängige Wohnung mit Zwangs- 
mechanismen verbunden oder gar 
verneint wird. 


Die Zwangsunterkunft ist keine 
Ausnahme, sondern erscheint 
als wiederkehrendes Element 
in der Palette der Massnahmen 
zum Umgang mit gewissen Be- 
völkerungsgruppen, sei es durch 
öffentliche oder private Stellen. 
Die Zwangsunterkunft ist eine 
veränderliche Erscheinung und 
kann in den verschiedensten 
Bedingungen zum Einsatz kom- 
men, als Strafmassnahme oder 
«Selektionsschleuse», aber auch 
als pragmatische und routine- 
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mässige Lösung angesichts von 
nicht befriedigtem Wohnbedarrf. 
Im derzeitigen Umfeld gehört die 
Zwangsunterkunft zu den Tech- 
niken (privater und öffentlicher 
Akteure) der urbanen Zwangsmo- 
bilität im Hinblick auf Festhalten 
oder aber Wegweisung gewisser 
«Risikogruppen», die entfernt und 
unsichtbar gemacht werden sol- 
len. Hinzu kommt, dass die Be- 
reitstellung einer Wohnung - und 
sei diese noch so armselig - für 
obdachlose Individuen oder Grup- 
pen immer auch eine humanitäre 
und entpolitisierende Dimension 
aufweist. Damit verbunden sind 
auch Ansätze von Sozial- und 
Fürsorgepolitik, mit den entspre- 
chenden Verpflichtungen. Je nach 
Informationsstand toleriert die 
öffentliche Meinung diverse For- 
men von Zwangsunterkunft, denn 
die Behörden präsentieren eine in 
sich widersprüchliche Kombina- 
tion von Argumenten betreffend 
Sicherheitspolitik, Nothilfe und 
massvolle Gastfreundschaft. Die 
Zwangsunterkunft kann auch für 
die Analyse der aktuellen Trans- 
formation des Umgangs - an der 
Schnittstelle zwischen _juristi- 
schen und administrativen Mass- 
nahmen - mit «Ausgegrenzten» 
hilfreich sein: AusländerInnen, 
aber auch «neue Alte», «Geistes- 
kranke» und generell neue «Be- 
drohungsfiguren». 


Schliesslich kann nur die Ana- 
Iyse der Subjektivität der Men- 
schen, die gegen ihren Willen 
in Zwangsunterkünften leben, 
deutlich machen, wie die von den 
einen geplante «Gemeinschaft» 
zum «politischen Gefängnis» für 
die anderen wird. 


Marc Bernardot, maitre de confe- 
rences für Soziologie an der Uni- 
versität Lille 1, Spezialist für Un- 
terkunft und Migration, arbeitet 
zurzeit über moderne Formen der 
Internierung und Einsperrung von 
Ausländerlnnen und Menschen 
mit abweichendem Verhalten, un- 
ter anderem beim wissenschaftli- 
chen Netzwerk Terra. Text in voller 
Länge auf Französisch: «Deplacer 
et loger les indesirables, sociolo- 
gie du logement contraint», siehe 
http://terra.rezo.net/article337. 
html. Übersetzung der hier abge- 
druckten Ausschnitte durch at- 
tactuell. 


>>> Doing The Dirty Work? Migrantinnen 


ın der bezahlten Hausarbeit in Europa >>> 


Bridget Anderson ist eine un- 
serer Rednerlnnen am Anderen 
Davos. Ihre in Buchform erschie- 
nene Untersuchung bearbeitet 
eine Schnittstelle der Themen 
Prekarität und Migration, die 
dieses Jahr am Anderen Davos 
im Zentrum stehen. In «Doing 
The Dirty Work? Migrantinnen 
in der bezahlten Hausarbeit in 
Europa» thematisiert Bridget 
Anderson den Privathaushalt 
als Weltmarkt für weibliche Ar- 
beitskräfte. Mit Erlaubnis des 
Verlags drucken wir hier die 
Schlussfolgerungen ihres Bu- 
ches ab (Red.). 


Die Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen migrantischer Hausar- 
beiterinnen werden zu einem 
grossen Teil bestimmt durch die 
Überschneidung der Beziehun- 
gen, welche die Arbeiterinnen 
einerseits zu ihren Arbeitgebe- 
rInnen und andererseits zum 
Staat haben. Staatsbürgerschaft 
und Einwanderungsstatus sind 
dabei entscheidende Faktoren. 
Die Macht des Staates wird oft- 
mals benutzt, um die Abhängig- 
keit einer Arbeiterin von ihrer 
Arbeitgeberln zu verstärken und 
Herr/Herrin-Knecht-Verhältnisse 
zu institutionalisieren, so dass die 
Arbeiterin ihrer Arbeitgeberln 24 
Stunden am Tag unterworfen ist. 
Staatsbürgerschaft und Einwan- 
derungsstatus sind Bereiche, in 
denen es zumindest Organisie- 
rungsmöglichkeiten gibt, wenn 
man etwas ändern will; in ihnen 
sind spezifische Verbesserungen 
und verbindende organisierende 
Prinzipien enthalten. In einer Ne- 
benrolle war ich in der Unterstüt- 
zung solcher Kämpfe engagiert 
und weiss, dass sie nicht leicht 
zu führen sind. Aber man kann sie 
gewinnen, und schon der Kampf 
als solcher ist ein materieller Ge- 
winn. Ich möchte Arbeiterinnen 
und Aktivistinnen auch zu beden- 
ken geben, das live-in Hausarbeit 
die Arbeiterin trotz aller Vorteile, 
die sie zu bieten scheint, in eine 
Status- und Abhängigkeitsbezie- 
hung einbindet, die durch Rassis- 
mus vermittelt ist. Wie man sich 
innerhalb dieser Beziehung für 
Rechte, Gerechtigkeit und Gleich- 
heit organisieren will - wenn es 
denn überhaupt möglich ist - 
muss ernsthaft überlegt werden. 


Der Einwanderungsstatus ist nicht 
der einzige Grund dafür, dass 
Migrantinnen in der Hausarbeit 
beschäftigt sind, und er ist auch 
nicht der einzige Faktor, der bei 
ihrem Missbrauch und ihrer Aus- 
beutung zum Tragen kommt. Die 
Behandlung migrantischer Haus- 
arbeiterinnen und die «Nachfrage» 
nach ihnen ist in erster Linie ein 
Symptom für die fundamentalen 
Widersprüche und Spannungen 
innerhalb des Kapitalismus, der 


sowohl rassistisch als auch patri- 
archal ist. Die Trennung zwischen 
öffentlich und privat, schreckliche 
Armut und demonstrativer Reich- 
tum, der auf der Geschichte eines 
ungezügelten und räuberischen 
Imperialismus gegründet ist - hier 
liegen die Wurzeln für die Proble- 
me, mit denen Frauen konfron- 
tiert werden, die als migrantische 
Hausarbeiterinnen arbeiten. Ich 
habe diese Arbeit mit der Fest- 
stellung begonnen, dass Haus- 
arbeit in Privathaushalten neben 
der Prostitution die verbreiteste 
Arbeit neu angekommener Mi- 
grantinnen ist. Die Ausdehnung 
und Rassifizierung der Prostitu- 
tion, der bezahlten Hausarbeit 
und des Phänomens der «mail- 
order»-Braut ist eine Funktion der 
Ausdehnung des globalen Kapi- 
talismus. Dies ist entmutigend 
und ermutigend: entmutigend 
weil die Kräfte, mit denen man 
konfrontiert ist, so mächtig sind, 
und ermutigend, weil es Möglich- 
keiten zu Bündnissen mit anderen 
Gruppen bietet, die aus einem 
anderen Grund gegen denselben 
Feind kämpfen. 


Die theoretischen Herausforde- 
rungen, die durch die Hausarbei- 
terinnen aufgeworfen werden, 
erfordern, dass wir die Reproduk- 
tionsarbeit wieder in den Mittel- 
punkt rücken und kritisch hinter- 
fragen, wie und was wir repro- 
duzieren, und dass wir nicht nur 
das Persönliche politisch, sondern 
auch umgekehrt das Politische 
persönlich machen. Es besteht ein 
Bedarf an empirisch fundierter 
Theorie, um solche Bündnisse zu 
fördern und zu verstehen, was die 
einen Frauen miteinander verbin- 
det und die anderen auseinander 
treibt. Eine solche Theorie muss 
in den realen, erlebten Erfahrun- 
gen der Arbeiterinnen angesiedelt 
sein. Ich hoffe, dass ich zeigen 
konnte, dass Arbeiterinnen und 
ArbeitgeberInnen ein Gefühl, ein 
soziales Bewusstsein für die Wi- 
dersprüche haben, die sie zu ma- 
nagen versuchen. Im Unterschied 
zu den Arbeiterinnen hatte ich 
die Gelegenheit, Menschen aus 
vielen Migrantencommunities 
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zuzuhören, die über Hausarbeit 
in verschiedenen europäischen 
Städten erzählt haben: ich hatte 
die Gelegenheit, über Hausarbeit 
und bezahlte Hausarbeit in der 
ganzen Welt zu lesen: ich hatte 
Zeit nachzudenken und ich hatte 
Kollegen, mit denen ich mich un- 
terhalten konnte. Diese Möglich- 
keiten sind es, die mir die Hoff- 
nung geben, dass ich etwas anzu- 
bieten habe, Stoff zum Nachden- 
ken über Organisationsformen. Es 
handelt sich weitgehend um eine 
Dechiffrierung dessen, was Arbei- 
terinnen und ihre Arbeitgeberln- 
nen mir erzählt haben, weil es auf 
ihren Erfahrungen basiert. Wie 
Josee gesagt hat: «Wir, die Dritte 
Welt, würdigen sie nicht herab, es 
sind eher sie, die uns herabwür- 
digen.» 


>>> NoDemo 07 - Aufruf zu einem Aktionstag am 


27. Januar gegen das WEF ın 


Ein überregionales Bündnis will 
den Protest gegen das Welt- 
wirtschaftsforrum WEF wieder 
nach Davos tragen und ruft für 
den Samstag, 27. Januar zu Ak- 
tionen in und um Davos auf. at- 
tac schweiz unterstützt diesen 
Aktionstag, den entsprechen- 
den Aufruf drucken wir hier ab. 
Weitere Infos unter www.dada- 
vos.ch (Red.). 


Vom 24. bis zum 28. Januar 2007 
lädt das World Economic Forum 
WEF zum alljährlichen Meeting 
in Davos. Eingeladen sind die tau- 
send mächtigsten Konzerne der 
Welt und so genannt wichtige 
Persönlichkeiten aus Politik und 
Gesellschaft. Hinter verschlosse- 
nen Türen und unter sich wollen 
die selbst ernannten «Globalen 
Führer» die Zukunft der Welt pla- 
nen. 


In diesem selbst erlesenen Club, 
vor einer Fassade, die den Ka- 
pitalismus als einzige mögliche 
Gesellschaftsform erscheinen 
lassen soll, ist Profit und Status 
die höchste Leitlinie. Ausbeutung 
gehört zum Standard, Menschen- 
rechtsverletzungen und hem- 
mungsloseUmweltverschmutzung 
werden zu unwichtigen Details. 
Die Folge sind nicht zuletzt Tau- 
sende von Menschen, die wegen 
der Ausbeutung der Ressourcen 
ihrer Länder und wegen der Un- 
terstützung von Terrorherrschaf- 
ten unter Lebensgefahr und men- 
schenunwürdigen Verhältnissen 
in der «Festung Europa» eine neue 
Zukunft suchen. 


Bewacht wird das WEF von ei- 
nem riesigen Aufgebot von Po- 
lizisten, Armeeangehörigen und 
privaten Securities. Grundrechte 
wie die Bewegungsfreiheit und 
freie Meinungsäusserung werden 
während des WEF in der Land- 
schaft Davos faktisch ausser Kraft 
gesetzt. Protestaktionen werden 


zum Gegenstand polizeilicher 
und militärischer Kontroll- und 
Abschreckungsstrategien, und 
die Militarisierung der inneren 
Sicherheit schreitet von vielen 
unbemerkt voran. Wir wehren 
uns mit unserem Protest nicht 
nur gegen das WEF, sondern auch 
gegen diese andauernde und stets 
zunehmende Einschränkung von 
Grundrechten. 


Machen wir es dem WEF nicht 
zu einfach: Unsere Zukunft neh- 
men wir selber in unsere Hände. 
Der Welt des WEF stellen wir die 
Utopie einer freien Gesellschaft 
entgegen, in der das Zusammen- 
leben auf Gleichberechtigung und 
Solidarität beruht. Wir kämpfen 
für eine Welt, in der viele Welten 
Platz haben. 


In den letzten Jahren ist Wider- 
stand gegen das WEF in Davos im- 
mer schwieriger geworden. Durch 
die anhaltende Repression und 
die Kriminalisierung (Landquarter 
Kessel) der Anti-WEF-Bewegung 
hat sich der Protest in die Städte 
zurückgezogen. Dies garantier- 
te dem WEF einen ungestörten 
Ablauf, Konfrontationen mit Kri- 
tik konnte bestens ausgewichen 
werden. Das lassen wir uns nicht 
länger gefallen und wollen darum 
dieses Jahr unseren Protest wie- 
der nach Davos tragen. 


Wir rufen für den 27. Januar 2007 
zu einem Aktionstag in Davos und 
Umgebung auf. Mit diesem Akti- 
onstag in Davos wollen wir den 
reibungslosen Ablauf des WEF 
stören. Statt weitab von Davos 
zu demonstrieren, tragen wir den 
Protest wieder dorthin, wo sich die 
Reichen und Mächtigen treffen. 
Um zu verhindern, dass die Poli- 
zei Protestäusserungen im Keim 
ersticken kann, gibt es keinen Be- 
sammlungsort, keine bestimmte 
Zeit und keine gemeinsame Anrei- 
se. Alle bereiten sich in kleineren 
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oder grösseren Bezugsgruppen 
vor und agieren autonom. Kre- 
ative und direkte Aktionen, wie 
dezentrale Blockaden, Störaktio- 
nen, Infostände, Strassentheater, 
absurde Interventionen und Flash 
Mobs, sollen unseren Widerstand 
gegen das WEF und die von sei- 


nen TeilnehmerInnen betriebene 
Politik deutlich machen. 


Wipe out WEF and what it stands 
for! Von Davos über München 
nach Heiligendamm: WEF, NATO, 
G8 verhindern! 


>>> Demonstration gegen 


das WEF ın Basel 


Nachdem im Januar 2006 rund 
2500 Menschen in Basel gegen 
das Weltwirtschaftsforum WEF 
demonstrierten, organisiert ein 
regionales Bündnis auch dies- 
mal wieder eine Demonstration 
gegen das WEF: Samstag, 27. 
Januar in Basel. attac basel be- 
teiligt sich an der Mobilisierung 
für diese Demo. Wir drucken 
hier den Aufruf ab, weitere 
Informationen unter www.an- 
tiwef-basel.ch (Red.). 


Aufruf zur 
Anti-WEF-Demo 


Seit Jahren schon treffen sich die 
Vertreterlnnen des Kapitals, ihre 
StrategInnen, PolitikerInnen und 
SchönrednerInnen in der Alpen- 
festung Davos. Was hat sich in 
all den Jahren spirituell aufge- 
ladener Treffen der Truppe um 
Klaus Schwab verändert? Weder 
Alpenluft noch die Inszenierung 
von Wohltätigkeit hatten einen 
positiven Einfluss auf die Niede- 
rungen des alltäglichen Lebens. 
Dort sind weit und breit keine 
Verbesserungen in Sicht: Krieg 
und Sozialabbau erweisen sich als 
langfristiges Programm der herr- 
schenden Eliten. Das WEF 2007 
spricht von «The shifting power 
equation», der Verschiebung des 
Machtgleichgewichts. Die Krise 
widerspiegle sich dabei vor allem 
im Kampf um die Neuaufteilung 
von wirtschaftlichen und politi- 
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schen Einflusssphären. In Aussa- 
gen zur Wirtschaft frohlockt der 
Manager im Jahr 2007 hingegen 
über Gewinne, die auf dem Rü- 
cken der Mehrheitsbevölkerung 
erbeutet wurden. 


Eine Fülle solcher Fragen - her- 
vorgerufen von imperialistischer 
Politik - wird am WEF verhandelt. 
Vermutlich soll das alltägliche 
zerstörerische Handeln nach dem 
Motto «nach mir die Sintflut» 
etwas reflektiert werden. Wen 
kümmert es nämlich für gewöhn- 
lich, wenn die Pläne zur Neuord- 
nung der Welt den Mittleren Os- 
ten in ein Pulverfass verwandeln? 
Hauptsache die Rohstoffe sind in 
den richtigen Händen gesichert. 
Wen kümmert es, dass dem Krieg 
die Folter auf den Fuss folgt? Er- 
mordete und Niedergeknüppelte 
in Oaxaca? Hauptsache die Bi- 
lanzen von IWF und Weltbank 
stimmen. Waffenlieferungen in 
Kriegsgebiete? Regierungen ha- 
ben schliesslich eine Verantwor- 
tung gegenüber ihren Konzernen! 


Diese Verantwortung hat auch 
die schweizerische Regierung. In 
vorbildhafter Weise nimmt sie sie 
wahr, bietet Jahr für Jahr Mili- 
tär und Polizei auf und hält den 
Gurus der freien Marktwirtschaft 
die Unzufriedenen vom Hals. Bei- 
spielsweise für die Angestellten 
der Post würde sich das WER als 
Protestadressat eignen. Ihr Ober- 
restrukturierer gehört zu den gern 
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gesehenen Gästen. Oder auch für 
die von der 5. IV-Revision Betrof- 
fenen. Ihnen wird das spärliche 
Einkommen im Rahmen des Sozi- 
alabbaus noch zusammengestri- 
chen. Für repressive Massnahmen 
kann sich die schweizerische Re- 
gierung an allen Ecken und En- 
den Inspiration holen. Repression 
wendet sich gegen politischen 
Widerstand, wird im grossen Stil 
aber auch in der Migrationspoli- 
tik vorangetrieben. Grenzen sind 
nur noch für das Kapital offen. 
Für Migrantinnen gelten die Re- 
geln von Schengener Sicherheits- 
datenbanken und US-amerika- 
nischen Mauern oder die Logik 
von Abstimmungen von Blochers 
Gnaden. 


Zahlreiche Ansatzpunkte für 
Protest und Widerstand! Trotz 
Verbunkerung wollen wir kreativ 
sein, und wo möglich vom 21. - 
27. Januar Sand ins Getriebe der 
Davoser Eigennutzgesellschaft 
streuen. Für den 27. Januar rufen 
wir zu einer grossen Demonstrati- 
on in Basel auf. Kommt zahlreich, 
beteiligt euch und zeigt, dass wir 
viele sind, die für eine Gesell- 
schaft jenseits kapitalistischer 
Ausbeutungsstrukturen kämpfen! 





>>> Tour de Lorraine - 


13. 


Schon fast traditionell findet im 
Januar 07 die Tour de Lorraine 
statt. In 10 verschiedenen Loka- 
len dies- und jenseits der Berner 
Lorrainebrücke treten 10 Bands, 
diverse DJs, eine Tanztheater- 
gruppe auf und es werden Fil- 
me gezeigt. Mit dem Gewinn 
der Tour de Lorraine werden 
die Proteste gegen das WEF 07 
unterstützt, sowie andere poli- 
tische und soziale Projekte. 


Details unter 
www.tourdelorraine.ch. 


Der Verein Tour de Lorraine ist aus 
den Protesten und Diskussionen 
um das World Economic Forum 
(WEF) und die neoliberale Glo- 
balisierung entstanden und will 
eine finanzielle Unterstützung an 
politische, soziale und kulturelle 
Basisprojekte in Bern und welt- 
weit leisten. 


Im Januar 2000 organisierten at- 
tac Bern, die Anti-WTO-Koordi- 
nation und die städtische OeMe 
Kommission erstmals eine «Tour 
de Lorraine» gegen das WEF. Unter 
dem Namen «Perspektiven nach 
Davos» haben die drei Gruppen 
seither Jährlich die Tour de Lorrai- 
ne durchgeführt, einen kulturel- 
len Grossanlass in verschiedenen 
Restaurants, Bars und Kulturzen- 
tren auf beiden Seiten der Lorrai- 
nebrücke mit zahlreichen Bands, 
DJs, Filmen, Theater- und anderen 
Performances. Mit dem Erlös der 
mittlerweile traditionellen Tour 
de Lorraine wurden einerseits die 
Kampagnen und Demos gegen 
das WEF-Jahrestreffen in 
Davos finanziert, ande- 
rerseits konnten damit 
auch viele Diskussi- 
onsveranstaltungen 
von Perspektiven 
nach Davos, sowie 
andere Projekte 
von befreundeten 
Basisgruppen un- 
terstützt werden. 


Die Tour de Lorraine 07 
setzt sich mit dem The- 

ma Ernährungssouveränität 
auseinander. Ernährungssouve- 
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ränität, ein kompliziertes Wort 
mit wachsender Bedeutung. Um 
was geht es dabei? 


Schon heute müssen sich die Re- 
gierungen eingestehen, dass das 
Ziel des Welternährungsgipfels 
1996, die Zahl der Unterernähr- 
ten in der Welt bis zum Jahr 2015 
auf die Hälfte zu verringern, nicht 
erreicht wird. Trotzdem wird nach 
wie vor an den alten Rezepten 
wie der Liberalisierung des Agrar- 
handels und der Förderung von 
Privatinvestitionen und neuen 
Technologien wie der Gentech- 
nik festgehalten. Dies veranlasst 
Basisbewegungen, Bauernverei- 
nigungen und NGOs verstärkt die 
Umsetzung des Menschenrechtes 
auf Nahrung für alle einzufordern. 
Ein Vorschlag dafür ist das Kon- 
zept der Ernährungssouveränität, 
ursprünglich geprägt von dem 
radikalen lateinamerikanischen 
Bauernnetzwerk Via Campesina. 
Ernährungssouveränität bedeu- 
tet, auf nachhaltige Weise Nah- 
rung für die lokale Bevölkerung 
zu produzieren. Selbstversorgung, 
lokaler und regionaler Handel 
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sollen Vorrang vor Exporten und 
Welthandel haben. Ein Konzept, 
das nicht nur für die verarmten 
Bauern und Bäuerinnen des Sü- 
dens Sinn macht, sondern auch 
eine Alternative zur aktuellen 
Landwirtschaftspolitik in Eur- 
opa und der Schweiz darstellt. 
Mit einer Podiumsdiskussion mit 
VertreterInnen aus Lateiname- 
rika und der Schweiz am Freitag 
12. Januar, am Vorabend der Tour 
de Lorraine, und dem eindrückli- 
chen Dokumentarfilm «We feed 
the World» am 13. Januar in An- 
wesenheit des Regisseurs Erwin 
Wagenhofer, wird im Kino in der 
Reitschule intensiv über das The- 
ma diskutiert. 


Dabei wird ersichtlich, inwiefern 
die Forderung nach Ernährungs- 
souveränität den Absichten und 
Interessen der globalen Lebens- 
mittelmultis und des Agrobusiness 
zuwiderläuft. Aus diesem Grund 
werden an der Tour de Lorraine 
alle beteiligten Lokale von den 
Produkten des weltweit grössten 
Lebensmittelmultis befreit und 
zur Nestl&-freien Zone erklärt. 


>>> Kampf der LandarbeiterInnen 


für würdige Arbeits- und Lebensbedingungen >>> 


Spitou Mendy von der Gewerk- 
schaft SOC wird am Anderen 
Davos als Vertreter der Land- 
arbeiterlnnen in der andalusi- 
schen Früchte- und Gemüse- 
produktion sprechen. Die Arbeit 
der SOC wird von der Schweizer 
Organisation Solifonds und vom 
BürgerInnenforum unterstützt, 
von dessen Webseite wir den 
folgenden Artikel übernehmen 
(weitere Informationen: Siehe 
www.forumcivique.org) (Red.). 


Andalusien: Ein soziales 
Zentrum für die Landar- 
beiterInnen 


Im Jahr 2005 konnte die anda- 
lusische LandarbeiterInnnen-Ge- 
werkschaft Sindicato de Obreros 
del Campo (SOC) - dank einer ers- 


Im Gebiet von Nijar 


ten internationalen Solidaritäts- 
kampagne - ein Gewerkschafts- 
lokal in der Stadt EI Ejido in der 
Provinz Almeria, im Herzen der 
Region des Poniente, eröffnen. 


Dieses Gebiet weist die grösste 
Konzentration von Plastikge- 
wächshäusern für Wintergemüse 
mit den meisten Landarbeiterln- 
nen der Provinz auf. Hier ist die 
soziale Ausgrenzung der Immig- 
rantInnen besonders gross, und 
rassistische Übergriffe gegen sie 
sind an der Tagesordnung. Mit 
diesem Lokal besitzen die aus- 
ländischen Saisonarbeiterlnnen, 
ob sie nun Papiere haben oder 
nicht, und die einheimischen Ta- 
gelöhnerInnen und Arbeitslosen 
einen Ort, wo sie sich treffen und 
gemeinsam organisieren können, 
um ihre Rechte zu verteidigen. 


Das Gebiet von Nijar, wo das neue soziale Zentrum für Landar- 
beiterlnnen des SOC in San Isidro entstehen soll, liegt 32 Kilome- 
ter östlich von der Provinzhauptstadt Almeria entfernt. Das Ge- 
meindegebiet umfasst 600 Quadratkilometer und mehr als 6.000 
Hektaren Plastikgewächshäuser für die intensive Produktion von 
Wintergemüse. Es ist damit neben El Ejido das zweite Plastikmeer 
in der Provinz Almeria mit den gleichen Problemen: Verseuchung 
des Bodens und des Wassers, Ausbeutung der Immigrantinnen als 
billige und rechtlose Arbeitskräfte. Heute leben 90 % der rund 
22.000 Einwohnerlnnen der Gemeinde von dieser Aktivität. 


Auf dem Gebiet von Nijar liegt jedoch auch der grosse Naturpark 
von Cabo de Gata mit seiner einzigartigen Flora und Fauna. Dieses 
aussergewöhnliche Naturreservat ist heute einerseits durch den 
Massentourismus gefährdet und andererseits durch die illegale 
Landnahme der Gemüse-Unternehmer, die immer mehr Platz für 
ihre Plastiktunnel suchen. Der Direktor des Parks und eine kleine 
Gruppe von MitarbeiterInnen kämpfen gegen diese Entwicklung 
und zeigen gleichzeitig auf einer 700 ha grossen Landfläche, dass 
eine traditionelle und umweltschonende Landwirtschaft möglich 
ist. Die Mitglieder des Europäischen BürgerInnenforums waren tief 
beeindruckt von deren Arbeit, als sie im April 2000 während der 
ersten internationalen BeobachterInnen-Delegation nach El Ejido 
zum ersten Mal den Park besuchten. 


Wie bei EI Ejido stehen wir auch hier vor zwei Herausforderungen: 
Einerseits gilt es, zusammen mit den LandarbeiterInnen für deren 
Rechte zu kämpfen und andererseits ein anderes Wirtschaftsmo- 
dell vorzuschlagen, das ohne die brutale Ausbeutung von Mensch 
und Natur auskommt. 








Im Dezember 2005 wurde eine 
neue Unterstützungskampagne 
lanciert, dieses Mal für die Regi- 
on Levante im Gebiet des Campo 
de Nijar, das 32 km von Almeria 
entfernt und 64 km östlich von 
El Ejido liegt. Es handelt sich da- 
bei um die zweitgrösste Fläche 
des Gemüseanbaus unter Plastik 
nach der des Poniente und der 
damit verbundenen Anzahl von 
Immigrantinnen. Die wichtigsten 
Orte sind Campohermoso und San 
Isidro, wo die TagelöhnerInnen 
unter sehr prekären Lebens- und 
Arbeitsbedingungen und einer 
skrupellosen Ausbeutung leiden. 
Dazu kommen die skandalösen 
«Wohnverhältnisse»: Selbstgebas- 
telte Verschläge aus Karton und 
Plastik, die so genannten cha- 
bolas, und leer stehende Land- 
wirtschaftshangars, die cortijos, 
überwiegen - ohne jede minimale 
Ausstattung. Es gibt keine Orte, 
wo sie sich informieren und orga- 
nisieren können. 


Nach einem Jahr intensiver Ge- 
werkschaftsarbeit in der Region 
ist das SOC jetzt dabei, ein Lokal 
von 80m2 zu kaufen, um ein so- 
ziales Zentrum einzurichten mit 
Beratungsstelle, als Treffpunkt 
und Versammlungsort. Mittelfris- 
tig ist es vorgesehen, eine wirt- 
schaftliche Aktivität zur Selbst- 
finanzierung anzuschliessen. Die 
Anzahlung für den Kauf dieses 
neuen Raumes wurde durch die 
Beiträge der 200 lokalen An- 
hängerInnen des SOC und durch 
die Geldsammlungen des Euro- 
päischen BürgerInnen-Forums 
und der Stiftung Solifonds in der 
Schweiz ermöglicht. Eine erste 
Rate von 30.000 Euros konnte 
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jetzt bezahlt werden; 50.000 Eu- 
ros fehlen noch, um die Abzah- 
lungen zu vervollständigen. Dazu 
braucht es noch etwas mehr als 
20.000 Euros für Steuern, Mobi- 
liar und Renovation des Lokals. 
Deshalb lanciert das SOC eine 
neue Solidaritätskampagne, um 
das benötigte Geld zu sammeln 
und somit eine Hypothekarschuld 
möglichst klein zu halten. 


Das SOC widmet den grössten 
Teil seiner Anstrengungen der 
Information, der Organisierung 
und der Verteidigung der auslän- 
dischen TagelöhnerInnen, die als 
billige und flexible Arbeitskräfte 
für die 40.000 Hektaren unter 
Plastik gebraucht werden. Dabei 
handelt es sich um eine kapita- 
listische industrielle Produktion 
unter schamloser Ausbeutung na- 
türlicher und menschlicher Res- 
sourcen, welche zwar kurzfristig 
Profit abwirft, aber längerfristig 
jede Möglichkeit einer nachhal- 
tigen lokalen Entwicklung unter- 
gräbt. Die Unterstützung, die aus 
verschiedenen europäischen Län- 
dern dem SOC zukommt, spielt 
für die Gewerkschaft eine we- 
sentliche wirtschaftliche und po- 
litische Rolle. Sie trägt dazu bei, 
die Würde der LandarbeiterInnen 
in der Provinz Almeria zu vertei- 
digen, aber auch gleichzeitig die 
Interessen der ganzen europäl- 
schen Arbeiterschaft. Denn diese 
Art von Produktion bedroht das 
Arbeitsrecht überall. 


Das SOC betreibt heute drei Lo- 
kale in der Provinz von Almeria 
und hat drei Vollzeit-Mitarbei- 
ter: ein marokkanischer Gewerk- 
schafter in EI Ejido, ein anderer 
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Marokkaner in Almeria und ein 
Gewerkschafter aus dem Sene- 
gal für Roquetas und Nijar. Dabei 
wurden besonders im Bereich des 
Arbeitsrechts Fortschritte erzielt. 
Die Informationskampagne, die 
das SOC während diesem Jahr ge- 
führt hatte, bewirkte den Anstieg 
der Anzeigen gegen Missstände in 
den Betrieben und der Anfragen 
von Hilfesuchenden. Ausserdem 
kam es zu kollektiven Aktionen 
in den grössten Gewächshäusern. 
Streiks und Versammlungen in 
den Betrieben haben dazu ge- 
führt, dass zumindest die mini- 
malen Rechte respektiert werden, 
welche die Löhne, die Arbeits- 
stunden und die Sicherheit am Ar- 
beitsplatz betreffen. Die Zahl der 
Gewerkschaftsmitglieder ist auf 
1.000 gestiegen. Deren Mitglie- 
derbeiträge reichen jedoch noch 
nicht für eine Selbstfinanzierung 
der gesamten gewerkschaftlichen 
Arbeit aus. Deshalb ist die inter- 
nationale Unterstützung für einen 
Teil der Löhne und der laufenden 
Kosten immer noch unabdingbar. 
Parallel dazu unternimmt das SOC 
Anstrengungen, um einige unab- 
hängige wirtschaftliche Aktivitä- 
ten (wie Betrieb einer Teestube 
oder eines Cafes in den Lokalen) 
aufzubauen, um die Kosten zu 
decken. 


Für die nächsten Monate will 
das SOC einen Gewerkschafter 
als Vollzeitbeschäftigten für das 
Levante-Gebiet bereitstellen, wo 
ImmigrantInnen und teilweise 
auch andalusische Tagelöhne- 
rInnen sowohl in der intensiven 
Landwirtschaft als auch auf dem 
Bau, in den Marmorsteinbrüchen 
und in der Hotellerie arbeiten. Die 
Beziehungen mit den Vereinigun- 
gen der Eingewanderten sollen in- 
tensiviert und Kurse für Spanisch 
und für die gewerkschaftliche 
Arbeit organisiert werden. Wenn 
alles klappt, wird die Einweihung 
des neuen Lokals in San Isidro 
Ende März 2007 zu den «dritten 
interkulturellen Gewerkschaftsta- 
gen» stattfinden. 


Federico Pacheco SOC-Almeria 


>>> Prekarität und Arbeitskampf >>> 


Mag Wompel, Bochum, ist In- 
dustriesoziologin und freie 
Journalistin sowie verantwort- 
liche Redakteurin des Labour- 
Net Germany (www.labournet. 
de). Als Rednerin am Anderen 
Davos wird sie auf die grassie- 
rende Prekarität und auf An- 
sätze zur Selbstorganisation für 
den Kampf gegen diese brutale 
Spielart des flexibilisierten Ka- 
pitalismus eingehen (Red.). 


Niedrig entlohnte, befristete und 
unregulierte Arbeitsverhältnisse 
- als prekäre Arbeit bezeichnet, 
die kein oder kaum ein Auskom- 
men gewährleistet - gab es schon 
immer. Doch was über Jahrzehn- 
te hinweg vor allem Frauen und 
MigrantInnen sowie freiwilligen 
Aussteigern «vorbehalten» war, 
wird nun für immer mehr Men- 
schen Alltag. Seit Jahren expan- 
diert prekäre Lohnarbeit in allen 
Wirtschaftssektoren. Deregulierte 
Arbeitsverhältnisse nehmen be- 
schleunigt zu, seitdem Dienstleis- 
tungen outgesourct, Arbeit flexi- 
bilisiert und ein Niedriglohnsektor 
staatlich gefördert werden. Das 
«unternehmerische Selbst» wurde 
in immer mehr Berufszweigen zur 
Leitidee. 


Ob BriefträgerInnen, LKW-Fahrer, 
LagerarbeiterlInnen, McDonalds- 
Servicekräfte oder Call Center 


Agents für Niedrigstlöhne arbei- 
ten, Ich-AGs sich für ihre Existenz 
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abstrampeln, Leiharbeiterinnen 
bei obskuren Vermittlungsagen- 
turen um ihre Entlohnung kämp- 
fen müssen, eine kasachische 
Ärztin bundesdeutsche Wohnun- 
gen putzt, kurdische Flüchtlinge 
im Imbiss oder Polen, Rumänen, 
Deutsche und Portugiesen auf 
Baustellen arbeiten; Heimarbei- 
terinnen auf Abruf arbeiten und 
Studentinnen Kinokarten ab- 
reißen oder später Hilfsjobs im 
Ausbildungssektor haben - die 
angebliche «Wissens- oder Infor- 
mationsgesellschaft» basiert auf 
Zeitarbeit und Niedriglohn. Auch 
ein Universitätsabschluss ver- 
spricht längst keine automatische 
und stabile Karriere. Journalismus 
und Medien, Kulturbetrieb, For- 
schung, Internet-Industrie - auf 
viele Akademiker wartet Schein- 
selbständigkeit. Sozialer Status 
wird längst nicht automatisch 
von materieller Sicherheit beglei- 
tet - auch dies ein Grund, warum 
Prekarisierung plötzlich auch von 
der bürgerlichen Presse wahrge- 
nommen wird. 


Ein flexibilisierter Kapitalismus 
lässt Lohnarbeit ohne - oder zu 
miserablen - Tarifverträgen zu 
einer neuen Normalität auch für 
immer grössere Teile von Stamm- 
belegschaften in Grossunterneh- 
men werden, vor der sie sich bis 
vor kurzem sicher wähnten. Die 
Individualisierung der Risiken gilt 
für alle und diese Entwicklung 
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erfasst nahezu alle Beschäftigten 
und verdeutlicht die grundsätz- 
liche Prekarität der Arbeits- und 
Lebensverhältnisse im Kapita- 
lismus, die klassischerweise als 
Proletarität bezeichnet wird - un- 
abhängig von der Lohnhöhe. Um 
den Begriff prekärer Lohnarbeit 
jedoch nicht der Beliebigkeit aus- 
zuliefern, sollte diese differenziert 
werden. 


Eine Unterscheidung existiert, 
seit es prekäre Arbeitsverhält- 
nisse gibt, nämlich diejenige 
in fremd- und selbstbestimmte 
Prekarität, ebenfalls unabhängig 
von der Lohnhöhe. Erstere galt 
schon immer als einzige Möglich- 
keit der Lohnarbeit für Menschen 
am unteren Ende der Arbeits- 
markthierarchie: Migrantinnen, 
Erwerbslose, Frauen. Letztere, die 
selbstbestimmte, freiwillige, war 
ein zunehmendes Phänomen seit 
den 1970er und 80er Jahren, als 
Ausdruck der Auflehnung gegen 
und Ablehnung von fordistischen 
Arbeitsverhältnissen, zu denen 
viele GewerkschafterInnen heute 
gern zurück möchten. Diese Auf- 
lehnung richtete sich gegen die 
starren Lebensentwürfe des sog. 
Normalarbeitsverhältnisses und 
gegen die stumpfsinnige, krank 
machende Fließbandarbeit in der 
tayloristischen Fabrik. Heute er- 
Innern uns diese Aussteiger - und 
die damaligen wilden Streiks v.a. 
in der Automobilindustrie - daran, 
dass es das vermeintliche goldene 
Zeitalter des Fordismus niemals 
gegeben hatte und die Arbeits- 
platzsicherheit sowie relativ hohe 
tarifliche und übertarifliche Leis- 
tungen teuer erkauft waren. 


Wer damals nach Selbstverwirkli- 
chung durch neue Arbeitsformen, 
nach Autonomie, Selbstbestim- 
mung und Kreativität strebte, 
konnte es nur um den Preis des 
Verzichts auf diese Sicherheiten 


. und Annehmlichkeiten des rheini- 


schen Kapitalismus tun. Befriste- 
tes, ungesichertes Jobbertum und 
selbstverwaltete Nischenunter- 
nehmen waren die einzigen Alter- 
nativen zu den Negativaspekten 
des «Normalarbeitsverhältnisses». 


Heute erleben wir, dass sich die 
Rahmenbedingungen für diese 
selbstbestimmte Prekarität dras- 
tisch verschlechtert haben. Der 
Rückgriff auf die «soziale Hänge- 
matte» wird bekanntermaßen im- 
mer mehr erschwert, auch wenn 
daran erinnert werden muss, dass 
es den kommunalen Arbeitszwang 
für Langzeitarbeitslose und Sozi- 
alhilfebezieherlnnen auch in den 
70er Jahren durchaus gegeben 
hat. Auch die Aussicht, beim fi- 
nanziellen Bedarf um die nächste 
Ecke einen Job zu finden, hat sich 
drastisch verschlechtert und wird 
es sicherlich weiterhin tun, ange- 
sichts der staatlich organisierten 
Konkurrenz auf diesem Arbeits- 
markt und dem grundsätzlichen 
Rückgang an offenen Stellen. 


Gleichzeitig ist es dem Kapital 
gelungen, die positiven Aspek- 
te der selbstbestimmten, wenn 
auch ungesicherten Arbeit zu 
vereinnahmen und gegen uns zu 
wenden. Autonomie, Flexibilität 
und Selbstverantwortung wurden 
Bestandteil fast aller Arbeitsver- 
träge - wenn auch ohne dazu ge- 
hörende Kompetenzen und Spiel- 
räume. Durch die Übertragung 
der Risiken auf die Beschäftigten 
mittels der direkten Konfronta- 
tion mit dem Druck des Marktes 
(oft auch simuliert, z.B. durch 
Gruppenarbeit mit entsprechen- 
dem Konkurrenzdruck) wurde aus 
Selbstbestimmung «Kreativitäts- 
stress» und «Flexibilitätsstress», 
denn Routine ist Untergang in 
vielen zur ständigen Innovation 
verdammten Branchen. Die da- 
maligen Aussteiger und Pioniere 
erleben nun oft, dass ihre Vielfalt 
der Lebenserfahrungen mit vielen 
verschiedenen Fähigkeiten und 
Kompetenzen gegenüber dem 
klassischen lebenslangen Spezia- 
listentum gerne ausgebeutet wird 
- ohne Bezahlung. 


Wenn aber nun alle von Lohnab- 
bau und Existenzangst betroffen 
sind, wenn Arbeitsplatzunsicher- 
heit, Entgrenzung von Arbeitszeit 
und Arbeitsort sowie Arbeitsin- 
tensität, Auflösung der Arbeits- 
zeit, Unberechenbarkeit der Ar- 


beitseinsätze durch Arbeitszeit- 
flexibilisierung und der Zwang 
zur Selbstdisziplinierung für im- 
mer mehr Lohnabhängige gelten, 
hilft die bisherige Unterscheidung 
zwischen selbst- und fremdbe- 
stimmter Prekarität nicht wirklich 
gegen die Begriffsverwirrung. Da- 
her soll zusätzlich zwischen der 


«geregelten Prekarisierung» durch 


die «normale» Verschlechterung 
der Tarifverträge und der sozialen 
Absicherung sowie der «schon im- 
mer ungeregelten Prekarisierung» 
unterschieden werden. 


Denn auch wenn sich die Bedin- 
gungen der geregelten, tarifli- 
chen Lohnarbeit und diejenigen 
der prekären zunehmend annä- 
hern, so darf nicht unterschätzt 
werden, dass die ungeregelte 
Prekarisierung nicht abnehmende 
soziale und juristische Sicherung, 
sondern in der Regel gar keine be- 
deutet. Befristete Verträge, keine 
Mitbestimmung, kaum Altersvor- 
sorge, rudimentäre Versicherun- 
gen, fragmentierte Lebens- und 
Arbeitsverläufe, immer geringere 
Löhne, keine organisatorischen 
Vorgaben, keine verbrieften Rech- 
te und oft genug, nicht nur für 
Migrantinnen, Illegalität. Prekäre 
Arbeit in diesem klassischen Sinne 
bedeutet oft Arbeiten, ohne sicher 
zu sein, das Leben damit fristen 
zu können. Arbeitsrechte, Interes- 
senvertretung und Gesundheits- 
schutz sind häufig Fremdworte 
im beruflichen Alltag. 


Die meisten haben hierzu keine Al- 
ternative. Wieder andere betrach- 
ten es als Zwischenspiel oder Auf- 
stiegsweg. So vielfältig wie Jobs 
und Bedingungen so verschieden 
sind Selbstverständnis, Perspekti- 
ven und Ziele der Beschäftigten. 
Wenig Alternativen haben aller- 
dings viele MigrantInnen mit und 
alle ohne Papiere: Razzien und 
Sondergesetze, die Bevorzugung 
von Deutschen am Arbeitsmarkt, 
Arbeitsverbote für Flüchtlinge und 
damit insgesamt eine «Zuwande- 
rungspolitik», die in Illegalität und 
damit in Schwarzarbeit drängen, 
zwingt sie in die miesesten Jobs. 
Und weil es diese gibt, können 





viele Belegschaften zum Verzicht 
gezwungen werden um ihre Ar- 
beitsplätze vermeintlich zu retten, 
denn noch haben sie Spielräume 
zum Verzicht. Je mehr diese ver- 
zichten, um so schlimmer werden 
aber die Bedingungen am Ende 
der Qualitätsskala des Arbeits- 
marktes. Ähnliche beiderseitige 
Abhängigkeit existiert übrigens 
auch zwischen der Lohnhöhe und 
der Höhe der Lohnersatzleistun- 
gen, der sog. Transfereinkommen. 


Diese beiderseitige Abhängigkeit 
wird aber nicht als Zusammen- 
hang und Zusammenhalt, son- 
dern als Hierarchien des Elends 
wahrgenommen, wodurch viele 
Lohnabhängige diese vom Kapital 
gewollte Spaltung mit all ihren 
Ab- und Ausgrenzungen reprodu- 
zieren. 


Am unteren Ende dieser Hier- 
archie des Elends stehen - wie 
bereits erwähnt - MigrantInnen, 
auch hier fein nach Status ge- 
trennt. Ganz ganz unten stehen, 
wie so oft die Migrantinnen. Denn 
die meisten der schon immer von 
Frauen verrichteten Tätigkeiten 
waren prekär, ob bezahlt oder 
nicht, und Frauen wissen am bes- 
ten, dass Prekarität nicht auf die 
Arbeitswelt beschränkt ist - pre- 
käre Arbeit bedeutet Unsicherheit 
aller Lebensaspekte, für Frauen 
zudem oft ein Leben im Schatten 
des Mannes und in Abhängigkeit 
vom Mann. 


4. April 2006 in Paris: 
Demonstration gegen CPE. 


«Nein zum Gesetz für 
ChancenUNgleichheit. 

CPE, Berufslehre ab 14, 
Nachtarbeit ab 15. Hilfe, 
Sarkozy kommt!» (Anm.: Die 
genannten Punkte wären 
durch das gescheiterte Ge- 
setz für Chancengleichheit 
legalisiert worden.) 


Denn Frauen wurden und werden 
oft genug immer noch in unsicht- 
bare Arbeit und Gefühlsarbeit ge- 
drängt, also Arbeiten, die lebens- 
notwendig sind, aber nicht aner- 
kannt, weil sie auf Kompetenzen 
basieren, die als angeboren, nicht 
erlernt gelten, daher nicht quan- 
tifizierbare Qualifikationen und/ 
oder gering entlohnte Qualifikati- 
onen sind. Es ist eine oft einsame 
Arbeit, die häufig gar nicht als Ar- 
beit gilt, weil sie zudem durch ein 
Ineinandergleiten von Arbeit und 
Leben, Privatleben, Familienleben, 
von öffentlich und privat, von 
Produktion und Reproduktion ge- 
kennzeichnet ist. Ob Hausarbeit, 
Erziehung und Pflege, Sexarbeit 
und Gastronomie, nun auch Call 
Center - Gefühlsarbeit wird gern 
gratis ausgebeutet. Damit ver- 
bunden ist aber die grundlegen- 
de Unsicherheit hinsichtlich aller 
Ressourcen, die wir fürs Leben 
und Überleben brauchen. So ge- 
sehen bedeutet die aktuelle, durch 
die Kapitalentwicklung geforder- 
te und staatlich voran getriebene 
Prekarisierung in einem gewis- 
sen Sinne die Feminisierung der 
Lohnarbeit, statt der Jahrzehnte 
lang geforderten Anerkennung 
und Professionalisierung sowie 
geschlechtsneutralen Aufteilung 
der Reproduktionsarbeit. 


Die Gewerkschaften - als der «na- 
türliche» erste Ansprechpartner 
in Sachen Arbeitsbedingungen 
- richten derweil ihr Augenmerk 


>>> 


immer noch vor allem auf (noch?) 
besser verdienende Hochqualifi- 
zierte, und wie stets auf die we- 
niger werdenden Grossbetriebe 
- und auch hier vor allem auf die 
Stammbelegschaften und kaum 
auf die befristet eingestellten und 
«entliehenen» Kolleginnen. Zur 
mangelnden Aufmerksamkeit für 
die von der Prekarisierung vorran- 
gig betroffenen Personengruppen, 
die leider auch grossen Teilen der 
Gewerkschaftslinken nachgesagt 
werden muss, kommt ein Man- 
gel an adäquaten Strategien zu 
Organisierung und Arbeitskämp- 
fen. Die auf betriebliche Interes- 
senvertretung durch Betriebsräte 
ausgerichtete gewerkschaftliche 
Praxis muss versagen angesichts 
von Arbeitsverhältnissen, denen 
ein Betrieb als Kommunikations- 
ort und stabile Kollegenkreise 
fehlen. 


Neue Ansätze zur Gegenwehr 
sind aber auch von Seiten der 
prekär Beschäftigten selbst bis- 
lang kaum vorhanden. Doch ein- 
zelne Aktionen und Aktivitäten in 
Europa ermutigen und waren er- 
folgreich: Ob der Streik der prekär 
Beschäftigten im Kulturbereich in 
Frankreich oder der afrikanischer 
Putzfrauen in Paris, der Arbeits- 
kampf um Entlohnung und Auf- 
enthaltsstatus von Landarbeitern 
in Spanien oder Proteste von ir- 
regulären Bauarbeitern in Berlin. 
Informell und prekär Beschäf- 
tigte, und gerade Migrantinnen, 
entwickeln neue Strategien und 
wenden sich gegen eine Situati- 
on der Rechtlosigkeit. Die Kämpfe 
der «Intermittents» in Frankreich 
gegen die Kürzungen der Arbeits- 
losenunterstützung; Debatten um 
«lavoro autonomo» und gewerk- 
schaftsautonome Bewegung der 
Prekären in Italien; «Precarias a 
la Deriva» (feministische Initiative 
in Madrid, gegründet nach dem 
Generalstreik 2002 in Spanien, 
der sich nur an die regulären Ar- 
beitskräfte richtete); freie Jour- 
nalistInnen beim Rundfunk oder 
Putzmenschen in Industriebetrie- 
ben - auch in Deutschland gibt es 
erfolgreiche Ansätze. 


Die Organisierung prekär arbei- 
tender Menschen braucht nicht- 
betriebliche Räume gegen die 
soziale Atomisierung und Ver- 
einsamung, aber auch v.a. für 
den notwendigen Erfahrungs- 
austausch. Aus welchen Kämpfen 
können wir voneinander lernen? 
Wie uns organisieren? Wie inter- 
national vernetzen? In den USA 
gibt es den erfolgreichen Ansatz 
der gewerkschaftlichen Workers 
Center in den Stadtteilen. Es sind 
Räume der Kommunikation und 
gegenseitigen Respekts, die damit 
mehr tun, als den Treffpunkt Be- 
trieb zu ersetzen. Es ist ein über- 
legenswerter Ansatz, bei dessen 
Umsetzung wir aber kaum auf die 
Mitwirkung der Gewerkschaften 
in Deutschland hoffen brauchen, 
solange die gewerkschaftliche 
Politik auf die Regulierung und 
Unterstützung des nationalen, 
regionalen oder betrieblichen 
Wettbewerbs ausgerichtet ist, auf 
Standortsicherung und die Lüge 
von der Vollbeschäftigung, die 
sich schon einstellen würde, wenn 
die Lohn(neben)kosten stimmen... 


Mit genau diesem Argument wer- 
den aktuell immer mehr Menschen 
gezwungen, jeden Job anzuneh- 
men. Die Osterweiterung rückt 
Wanderarbeiter und Migrantinnen 
stärker ins Blickfeld der Gewerk- 
schaften, doch für einige Gewerk- 
schaftsfunktionäre nur in repres- 
siver Weise der Ausgrenzung und 
Denunziation. Es wird geradezu 
dringend, die vereinzelten erfolg- 
reichen Ansätze der Selbstorga- 
nisierung und der Arbeitskämpfe 
von prekären Arbeiterlnnen aus- 
zutauschen, zu bündeln und zu 
verbreitern. Gerade an der gesell- 
schaftlichen Schnittstelle «pre- 
käre Beschäftigung und (legale 
wie illegale) Migration» gilt es für 
die Betroffenen, mehr Rechtssi- 
cherheit und Konfliktfähigkeit zu 
erlangen, ohne auf starre Organi- 
sations- und Regulationsformen 
klassischer Art zurückgreifen zu 
können und zu wollen, denn es 
gibt kein Zurück zum Normalar- 
beitsverhältnis und es wird auch 
an der Zeit, das unrealistische Ziel 
der Vollbeschäftigung samt ihrer 
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(Lohn)Arbeitsfixierung 
ben. 


aufzuge- 


Aus dieser Einsicht heraus fordern 
immer mehr Zusammenhänge der 
Prekären, Migrantinnen und Er- 
werbslosen eine Regulierung, die 
nicht einengt, also Sicherheiten 
und Rechte, ohne die Flexibilität 
auch der Lebensweisen aufzuhe- 
ben (Precarias a la Deriva nennen 
dies «Flexicurity») und Absiche- 
rung in jeder Lebensphase, also 
bedingungsloses Grundeinkom- 
men. 


Wenn auch häufig noch vom 
«Fetisch Arbeit» durchdrungen, 
akzeptieren immer grössere Tei- 
le der Gewerkschaftslinken diese 
Forderung. Und deren undogmati- 
scher Teil sucht zunehmend neue 
Koalitionen und Bündnisse mit 
Erwerbslosen und MigrantInnen. 
Die Anerkennung der Heteroge- 
nität des Personenkreises und der 
Bedürfnisse kann der erste Ansatz 
zu notwendigen neuen Hand- 
lungsansätzen und Erfahrungen 
werden. 


Denn vereinzelte Prekäre brau- 
chen nicht nur Räume der Kom- 
munikation, sondern auch neue 
Kampfformen, die neue Verwei- 
gerung angesichts von Schein- 
selbständigkeit oder sozialer 
Arbeit ermöglichen, Spaltungen 
überwinden, Solidarität herstel- 
len, ohne zu vereinnahmen und 
emanzipatorisch ausgerichtet 
sind. Und das erforderliche breite 


Bündnis der prekären und von der 
Prekarisierung bedrohten Lohn- 
abhängigen braucht neue Forde- 
rungen, die über den Kapitalismus 
hinausreichen und hinausweisen 
und die positiven Aspekte unregu- 
lierter Arbeit aufnehmen. Es gilt 
langfristig, nicht den Arbeitsplatz 
zu fordern, nicht die Fabrik zu 
übernehmen, sondern andere For- 
men der Produktion, Distribution, 
aber auch Reproduktion - Aufhe- 
bung der Trennung von Arbeit und 
Privatleben auf eine ganz andere 
Art und Weise - einzuüben. Es 
geht um würdiges Leben, um un- 
abdingbare Bürgerrechte, für alle, 
international. Es gilt kurzfristig 
zu entscheiden, welche aktuellen 
Kämpfe bei aller Heterogenität 
gemeinsam ausgefochten werden 
können, die auf diese langfristi- 
gen Ziele hinarbeiten: für kollek- 
tive Arbeitszeitverkürzung, einen 
gesetzlichen Mindestlohn, be- 
dingungsloses Grundeinkommen 
und für das Recht auf freiwillige 
Mobilität und Flexibilität. Und es 
gilt, diese Kämpfe möglichst bald 
aufzunehmen. 


Mag Wompel 


Erschienen in: where work ends 
and mission begins. Hrsg. von 
bankleer, Akademie Schloss Soli- 
tude, 2005, ISBN 3-937158-01-4, 
S. 106-119 





>>> Unterstützen wir die 


für ein Verbot von Kriegsmaterial-Exporten! 


Aus Kreisen der Gruppe Schweiz 
ohne Armee GSoA wurde eine 
Initiative lanciert, die den Ex- 
port von Kriegsmaterial verbie- 
ten soll. attac schweiz unter- 
stützt diese Initiative und ruft 
zur Mithilfe beim Unterschrif- 
ten Sammeln auf. Unterschrif- 
tenbögen und weitere Infos sind 
auf www.kriegsmaterial.ch zu 
finden (Red). 


Schweizer Waffen töten - 
weltweit 


Waffen sind kein Produkt wie 
jedes andere. Sie werden her- 
gestellt, um Menschen zu töten. 
Möglichst viele, möglichst effizi- 
ent. Auch die vermeintlich neu- 
trale Schweiz mischt kräftig mit 
in diesem dreckigen Geschäft. 72 
Staaten wurden im Jahr 2005 mit 
Schweizer Kriegsmaterial belie- 
fert. Zurzeit dienen die exportier- 
ten Schweizer Waffen vor allem 
dem so genannten «Krieg gegen 
den Terrom, mit dem die USA und 
ihre Verbündeten in Wahrheit 
primär wirtschaftliche Ziele ver- 
folgen. Aber auch Entwicklungs- 
länder und Krisengebiete werden 
regelmässig mit Schweizer Waf- 
fen beliefert. Damit unterläuft die 
Schweiz ihre eigenen entwick- 
lungs- und friedenspolitischen 
Bemühungen. 


Das will die Initiative 


Die Volksinitiative für ein Verbot 
von Kriegsmaterial-Exporten will 
dem Geschäft mit dem Tod einen 
Riegel schieben. Mit einem Verbot 
von Waffenausfuhren kann die 
Schweiz ihrem humanitären En- 
gagement neue Glaubwürdigkeit 
verleihen und ein starkes Zeichen 
für eine friedlichere Welt setzen. 
Die Schweiz ist wirtschaftlich 
nicht auf Waffenausfuhren ange- 
wiesen. Die Umstellung der Rüs- 
tungsbetriebe auf zivile Produkti- 
on muss vorangetrieben werden. 
Die Initiative sieht flankierende 
Massnahmen vor, mit denen der 
Bund die vom Ausfuhrverbot be- 


troffenen Regionen und Arbeit- 
nehmenden unterstützen soll. 


Eine saubere Lösung 
für ein dreckiges Ge- 
schäft 


Die Schweiz hat es nicht nötig, 
wirtschaftlich von Krieg und Ge- 
walt zu profitieren. Eine restrik- 
tivere Bewilligungspraxis reicht 
nicht aus, denn es gibt keine un- 
problematischen Waffenausfuh- 
ren. Der «Krieg gegen den Terror» 
zeigt, dass auch westliche Demo- 
kratien nicht vor völkerrechts- 
widrigen Kriegen und Menschen- 
rechtsverletzungen zurückschre- 
cken, wenn handfeste Interessen 
im Spiel sind. Und der Fall der 
Vereinigten Arabischen Emirate 
hat deutlich gemacht, dass die so 
genannten «Endverbraucher-Er- 
klärungen» das Papier nicht wert 
sind, auf dem sie geschrieben 
stehen. Nur ein vollständiges Ver- 
bot der Ausfuhr von militärischen 
Gütern kann verhindern, dass 
Schweizer Waffen in kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen zum 
Einsatz kommen. 


Entgegen den Hoffnungen vie- 
ler Menschen hat das Ende des 
Kalten Krieges den weltweiten 
Rüstungswahn nicht gestoppt. 
Seit dem 11. September 2001 ist 
eine neue Welle der Militarisie- 
rung und Aufrüstung im Gange, 
obwohl mehr als fraglich ist, was 
noch mehr Waffen gegen einen 
Terrorismus ausrichten sollen, der 
sich gerade aus der Wut auf das 
Grossmachtgehabe der westli- 
chen Welt speist. 


Schweizer Waffen im 
«Krieg gegen den Ter- 


ror» 


In den Jahren 2003 bis 2005 ex- 
portierte die Schweiz Kriegsmate- 
rial im Wert von insgesamt 1,04 
Milliarden Franken. 78 Prozent 
der Waffenlieferungen gingen 
an Staaten, die sich am US-ge- 
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führten «Krieg gegen den Terror 
im Irak und/oder in Afghanistan 
beteiligen. 


Vordergründig lehnte der Bun- 
desrat den Angriffskrieg gegen 
den Irak als völkerrechtswidrig ab. 
Aufgrund des grossen öÖffentli- 
chen Drucks wurden am 20. März 
2003 Kriegsmaterial-Exporte an 
die Krieg führenden Staaten un- 
tersagt. Doch nur 27 Tage später 
machte der Bund eine Kehrt- 
wende und erklärte den Krieg für 
beendet, obwohl die Kampfhand- 
lungen bis heute andauern. Und 
schon am Tag nach Ausbruch des 
Krieges, als der bundesrätliche 
Ausfuhrstopp eigentlich noch in 
Kraft war, lieferte bundeseigene 
Ruag feinmechanische Bauteile 
für F/A-18-Kampfflugzeuge an 
die USA - mit der Begründung, die 
Teile würden ohnehin nicht recht- 
zeitig verbaut für den Einsatz im 
laufenden Konflikt. 


Der Fall Irak steht exemplarisch 
für die Schweizer Waffenausfuhr- 
Politik: Im Zweifelsfall wegschau- 
en, lautet die Devise. Dass der 
Irak-Krieg bereits Zehntausenden 
Menschen das Leben gekostet 
hat, wird einfach ausgeblendet. 


allen 


>>> 


Chle, 






Entwicklungsländer 


und Krisengebiete 


Immer wieder bewilligt der Bun- 
desrat Kriegsmaterial-Exporte in 
wirtschaftlich schwache Regi- 
onen. So wurden in den Jahren 
2003 bis 2005 Waffen im Wert 
von über 93 Millionen Franken 
nach Botswana ausgeführt, wo 
die Lebenserwartung aufgrund 
der AIDS-Epidemie unter 35 Jah- 
ren liegt. Die Menschen in Bots- 
wana brauchen kein Kriegsgerät 
aus der Schweiz, sondern medizi- 
nische Hilfe! 


Unter «Neutralität» versteht der 
Bundesrat nur allzu oft, dass bei- 
de Seiten eines Konflikts gleicher- 
massen mit Waffen versorgt wer- 
den. Auch chronische Krisenge- 
biete wie das «Pulverfass Nahost» 
werden regelmässig mit Schwei- 
zer Kriegsmaterial beliefert. Zu- 
letzt wurde im Frühling 2006 die 
Ausfuhr von Schusswaffen nach 
Ägypten bewilligt, obwohl das 
Regime von Hosni Mubarak mit 
zunehmender Brutalität gegen 
die demokratische Opposition 
vorgeht. Damit ist klar: Die Inte- 
ressen der Rüstungslobby werden 
in der Schweiz stärker gewichtet 
als Menschenrechte und Demo- 
kratie. 


Text: www.kriegsmaterial.ch 


>>> Das Grundeinkommen >>> 


Allgemein: Seit einigen Jahren 
beginnt die Forderung nach ei- 
nem Grundeinkommen wieder 
die Gesellschaft zu bewegen. Vor 
allem in Deutschland und Öster- 
reich, wo das grosse Netzwerk 
Grundeinkommen (Deutschland) 
und das Netzwerk Grundeinkom- 
men und sozialer Zusammenhalt 
(Österreich) sehr aktiv sind, wur- 
den als Reaktion auf deren Arbeit 
aus den verschiedensten Kreisen 
und politischen Zusammenhän- 
gen Positionen für oder gegen ein 
Grundeinkommen eingenommen. 
Werner Rätz (attac deutschland) 
hat sich diesbezüglich stark en- 
gagiert, ebenso die Inhaltsgruppe 
Grundeinkommen von attac Öös- 
terreich, und seit kurzem hat sich 
in Basel innerhalb von attac die 
Arbeitsgruppe Grundeinkommen, 
gebildet. Die Basler attac-Grup- 
pe wird versuchen, differenzierte 


antidot: 


und sachliche Informationen in 
Bezug auf das Grundeinkommen 
zu geben. 


Info: Vom 5. bis 7. Oktober 2007 
wird an der Universität Basel der 
zweite deutschsprachige Grund- 
einkommen-Kongress stattfinden. 
Die OrganisatorInnen des Kon- 
gresses sind: die Inhaltsgruppe 
Grundeinkommen von attac Ös- 
terreich, attac deutschland, attac 
schweiz, das Netzwerk Grundein- 
kommen (Deutschland), das Netz- 
werk Grundeinkommen und sozi- 
aler Zusammenhalt (Österreich) 
und BIEN-CH (BIEN: Basic Income 
Earth Network), in Kooperation 
mit dem Institut für Soziologie 
der Universität Basel. Mit die- 
sem Kongress wird versucht, die 
unterschiedlichsten Ergebnisse in 
Bezug auf das Grundeinkommen 
vorzustellen sowie in den Work- 


Ein neues 


linkes Zeitungsprojekt 
ın der Deutschschweiz 


antidot, das Projekt einer neuen 
Zeitung der kämpferischen Lin- 
ken in der Deutschschweiz, wur- 
de aus Kreisen der ehemaligen 
Redaktion des Vorwärts gestar- 
tet. Auslösendes Moment war, 
dass der Öffnungsprozess des 
Vorwärts für andere kritische 
Gruppierungen und Inhalte be- 
endet wurde und die Redaktion 
den Platz räumen musste. Seit- 
her hat sich die Trägerschaft für 
eine neue linke Zeitung erwei- 
tert. 


Die Zeitung soll eine pluralisti- 
sche, kämpferische Plattform für 
Bewegungen und Organisationen 
der Linken sein. Gemäss Selbst- 
darstellung des Projekts will 
antidot «Gegeninformation zum 
medialen Einheitsbrei finden, 
recherchieren und veröffentli- 
chen, kleine und grosse linke, fe- 
ministische und antirassistische 
Bewegungen in und ausserhalb 
der Schweiz übereinander infor- 


mieren und eine Plattform der 
Auseinandersetzung für eman- 
zipatorische Bewegungen in der 
Schweiz sein». 


attac schweiz ist kürzlich als Kol- 
lektivmitglied dem Trägerverein 
von antidot beigetreten. Die Zei- 
tung soll im kommenden Jahr als 
Wochenzeitung lanciert werden, 
vorerst erscheint sie periodisch 
in der Form von «Zwischenbe- 
richten». Ihr Zustandekommen 
hängt im Wesentlichen davon 
ab, ob genügend Einzelpersonen 
und Gruppierungen angesichts 
der desolaten Presselandschaft 
in der Deutschschweiz von der 
Bedeutung des Projekts über- 
zeugt sind und die entsprechen- 
de Unterstützung vorhanden ist. 
Gefragt sind insbesondere aktive 
Mitarbeit in einer Arbeitsgrup- 
pe, Beitritt im Trägerverein und 
Spenden. Weitere Infos unter 
www.zwischenberichte.ch. 
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shops aktuelle Analysen in den 
Gebieten Workfare, Arbeitsmarkt, 
Arbeitslosigkeit, Armut darzu- 
stellen bzw. zu erörtern. Für die 
zusätzlich stattfindenden Podien, 
die der Kongress anbietet, werden 
Vertreterlnnen der Erwerbslosen- 
gruppierungen sowie von Gewerk- 
schaften und politischen Parteien 
eingeladen. In einer der nächs- 
ten attactuell-Nummern wer- 
den wir den Kongress noch um- 
fangreicher vorstellen (für Infos: 
info@grundeinkommen2007.org). 


Pro und contra Grundeinkom- 
men: Fragen, die viele bewegen, 
sollen zur Sprache kommen. Wie 
ist das Grundeinkommen finan- 
zierbar? Ermöglicht es neue Mög- 
lichkeiten für die enorme Zahl von 
Erwerbslosen, Sozialhilfeempfän- 
gerlnnen, Working poor u.a.? Ist 
das Grundeinkommen überhaupt 


sinnvoll, denn schlussendlich 
basiert es auf dem bestehenden 
System, welches die Rahmenbe- 
dingungen der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge prägt? Bringt 
es oder kann es Änderungen in 
dieser Hinsicht bewirken? Soll 
das Grundeinkommen existenzsi- 
chernd sein oder nur basal? Soll 
das Grundeinkommen für alle 
sein oder nur für gewisse Bevöl- 
kerungsgruppen? Auf all diese 
Fragen möchten wir regelmässig 
im attactuell Hinweise geben, die 
hilfreich sind, um eigene Recher- 
chen zu machen oder vorerst eine 
Ausgangslage zu erhalten, um die 
komplexe Thematik in Bezug auf 
das Grundeinkommen zu verste- 
hen. 


>>> Kalender + Diverses >>> 


Zürich 


Das Komitee von attac zürich beschäftigt sich zurzeit intensiv mit der 


Vorbereitung des Anderen Davos. 


Infos über die nächsten Sitzungen des Komitees erhältlich unter: 


zurich@attac.org 


Bern 


Nächste Sitzungen des Komitees von attac bern: 5. Februar 2007, 5. März 
2007 ,2.April2007 (Käfigturm 2.Stock, Marktgasse 67, Bern), jeweils 19Uhr. 
InteressentInnen melden sich bitte unter: bern@attac.org 


Basel 


Veranstaltung mit Spitou Mendy, Redner am Anderen Davos, über 
den Kampf der Landarbeiterlnnen gegen Überausbeutung und Rassis- 
mus in Andalusien. Donnerstag, 18. Januar 2007, 20 Uhr, Restaurant 


Bundesbahn, Hochstrasse 59, Basel 


Informationen über die nächsten Sitzungen des Komitees von attac 
basel erhältlich unter: basel@attac.org 
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